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Sehr geehrter Herr Rechtsanva o 


auf den Antrag Ihrer Mandanten vom 12.06.2020 ergeht folgender 
Bescheid 


L Die Akteneinsicht in die am Robert Koch-Institüt (RKI) vorhandenen Unterlagen 
zum 17-seitigen Papier mit der Überschrift „Wie wir COVID-ı9 unter Kontrolle 
bekommen“ aus dem Hause des Bundesministeriums den Innern und dem darin 
auf Seite 1 erwähnten Gesamtmodell wird durch elektronische Übersendung mit 
der Maßgabe gewährt, dass in den Unterlagen bestimmte personenbezogene Dater 
sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse unkenntlich gemacht werden. 


Die Übersendung der Unterlagen erfolgt unverzüglich nach Bestandskraft dieser 
Entscheidung gegenüber den Drittbetroffenen (W, RWI, Uniyersity of Nottingham 
Ningbo China, Universität Kassel, Universität Lausanne sowie Turgot-Ventures 
AG). 


II. Die Antragsteller häben die Kosten des Verwaltungsverfahrens zu tragen. 
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Zu 15” 
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‚Der Offenbarung der unkenntlich gemachten ‚personenbezogenen Daten der in den 
Unterlagen genannten Mitarbeiter von IW Köln, RWI, University of Nottingham ` l 
Ningbo China, Univetsität Kassel, Universität Lausarıne sowie’ Turgot-Veiitüres AG . 
steht § 5 Abs. r IFG entgegen. Danach: därf der Zugang zu petsonenbezogenen 
Daten nur gewährt werden, soweit.das Informätionsinteresse des Antragstellers das: 


 sehutzwürdige Interesse des Dritten am Ausschluss. ‚des, Informationszugangs 


überwiegt.oder der Dritte eingewilligt hat. x Eroligungen der betroffenen Personen. 
liegen nicht.vor. 


| ‚Auch sind keine Gründe dafür ersichtlich, dass das Interesse Ihrer Mandanten am 


Informiatiohszugang das schutzwüirdige Interesse det drittbetroffenen Persönen an 
der Geheimhaltung ihrer ‚personenbezogenen Daten überwiegen könnte. Zwar 
überwiegt gemäß f 5 Abs. 3 IFG das Informätionsinteresse des Antragstellers das 


schutzwürdige Interesse des Dritten am Ausschluss des Informationszugangs i in 


der Regel etwa dann, wenn sich die Angabe äuf'Naine, Titel, Akademischen Grad, 
Berufs- und Funktionsbezeichnung, Bürsanschrift. und -telefonnummer beschränkt. 
und der Dritte als Gutachter, Sachverständiger öder in vergleichbarer Weise eine 
Stellungnahme in einem Verfahren‘ abgegeben hat. ‚Allerdings haben die hier 
betroffenen Personen keine Funktion äls Gutachter, Sachverständige oder in einer 
vergleichbaren Rolle im Rahmen der: Erstellung des 17-seitigen Papiers 
währgenommen, Die Mitarbeiter'bei den beteiligten Dritten durften und dürfen - 
auch angesichts. der dämialigen. ungewollten Veröffentlichung des.17-Seitigen 
Papiers - darauf vertrauen, dass ihre ‚personenbezogeren Daten nicht ohne 
Einwilligung offenbart werden. Dem.Informationsinteresse wird dadurch 


Ainreichend Genüge getan, dass die jeweils. beteiligten Institutiötien durch die 


damalige ungewollte Veröffentlichung des 17-seitigen Papiers offenbart wurden. 
Hinzukommt, dass Ihre Mandanten.ihren Antrag.auf Informationszugang nach 
Aufforderung. zur Begründung, nicht begründet haben. 


Insoferu habieh die betroffenen Mitarbeiter der Drittbeteiligten i insgesamt eiri 
überwiegendes.schutzwürdiges Interesse.an der vertraulichen Pe ihrer 


‚personenbezogenen bzw. personenbeziehbaren Daten. 


Daher waren die Namen sowie erfotderlichenifalis weitere persönenbeziehbäre 


Angaben (Wiez.B. Telefonnummern und E-Mail-Adressen) der Mitarbeiter der 
‚genannten Institutionen'in den betreffenden Unterlagen unkenntlich zu machen. 


Hinsichtlich der Narien-der Mitarbeiter des RKI sowie des Bundesministeriums 
des Inxiern waren keine Unkenntliehmachungen.i in den Unterlagen vorzunehmen, 
da nach $5 Abs. 4 IFG Namen, Titel, akademische Grade, Berufs- und, 
Funktionsbezeichnungen, Büroanschriften und «telefonnummern von Bearbeitern 


‘vom Informätionszugang.nicht ausgeschlosseti sind, soweit sie Ausdruck und Folge ` 


der amtlichen Tätigkeit sind. 





Die Offenbarung des ünkenntlich gemachten: geistigen Eigentums bzw. der 
"unkenätlich gemachten Betriebs- und Geschäftsgeheirnnisse steht §-6 IFG. 
eritgegen. Datach besteht.zum einen der Ansprüch auf Informätionszugarig nicht, 
soweit der Schutz geistigen Eigentums entgegensteht, zum anderen.darf der 
Zugang zu Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen.nur gewährt werden, soweit.der. 
Betröffene einwilligt. Die Drittbetroffenen, RWI, IW, Universität Kassel, Universität 
Lausanne sowie University of Nottingham Ningbo China, wurden hierzu im 
Rahmen eines Drittbeteiligungsverfahrens nach. 8 IFG angehört; Einwilligungen 
wurden von den Drittäfi nicht. erteilt. 


Zudem erfolgten in den Unterlagen Unkenntlichmachungen aufgrund von § 3 Nr. 
1a IFG. Danach besteht der Anspruch aüf Informationszugang nicht; wenn das. 
Bekatintwerden der Information nachteilige Auswirkungen auf internationale 
Beziehungen haben kann. 


Die einzelnen Fundstellen dero. g Unkenntlichmachüngen und der jeweilige 
Gründ der U nkenntlichiiachung sind in.den herauszugebefiden Utiterlagen 
ersichtlich. 


> 


Nach 68 Abs. 2 Satz x PG ist die Entscheidung auch den Drittbetroffenen bekannt 
zu geben. Nach § 8 Abs. 2 Satz 2 IFG darfder Informatiofiszugang.erst dann, 
erfolgen, wenn die Entscheidung dem Dritten gegenüber bestandskräftigist oder 
die sofortige Vollziehung angeordnet worden ist und seit.der'’Bekanntgabe der 
‚Anordnung än.den Dritten zwei Wochen yeistrichen ist. 


"Die Bekanntgabe der Entscheidung an die weiteren Drittbetroffenen sowie den. 
Antragsteller erfolgt mit Bescheiden: vom heutigen Tag. Sofern keine Rechtsmittel. 
hiergegen, eingelegt werden; wird die Übersendung d der Unterlagen somit inta, 5 ~ 
‘6 Wochen erfolgen. 


Zu Il: 

Die Kostenentscheidung berüht auf $,ro. Abs. t Satz 1, Abs... IFG i. V. ra. det 
Verordnung über die Gebühren und Auslagen nach dem 

- Informationsfreiheitsgesetz (Informationsgebührenverordnung. = IFGGebV). Die; 
Entscheidung’übet die konkrete Höhe der von Ihren Mandanten zu tragenden 
Kosten ergeht mit gesöndertern Bescheid. 





Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen. diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe schriftlich 
oder zur Niederschrift Widerspruch beim Robert Koch-Institut, Nordufer 20, 13353 
Berlin, erhoben werden. Der Widerspruch kann auch durch Übermittlung eines 
elektronischen Dokuments mit. qualifizierter elektronischer Signatur an die E-Mail- 
Adresse zentfale@rki.de erhoben werden. Der Widerspruch kann darüber hinaus 
auch durch De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung nach 
dem De-Mail-Gesetz an die De-Mail-Adresse zentrale@rki.de-mail.de erhoben 
werden. 


Mit freundlichen Grüßen 


Im Auftrag 





